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1 Die Erbschaftsteuer in der Diskussion

Die Diskussion über die Berechtigung einer Erbschaftsbesteuerung ist so alt 
wie die Steuer selbst. Denn diese war bereits bei ihrer Einführung im 9. Jahr
hundert in Form eines sogenannten Totenzolls heftig umstritten. Gleichwohl hat 
sich die Erbschaftsteuer in der Folgezeit allen Bemühungen zu ihrer Abschaffung 
erfolgreich widersetzt und dient noch heute aus politischer Sicht als willkommene 
und aus fiskalischer Perspektive gar als unverzichtbare Steuerquelle zur Finan-
zierung der Bundesländeretats. Aus Sicht der Wirtschaft und auch der Wissen-
schaft gibt es allerdings berechtigte Zweifel, ob diese Steuer im Zeitalter der 
Globalisierung und des internationalen Steuerwettbewerbs noch ökonomisch Sinn 
macht und zu einem modernen Steuersystem passt. 

Das gilt vor allem dann, wenn die Erbschaftsteuer, wie gegenwärtig zu beob-
achten ist, in den unmittelbar an Deutschland angrenzenden Staaten abgeschafft 
wird und diese Staaten – wie etwa Österreich – mit dem Argument der Steuer-
freiheit deutsche Unternehmen anwerben. So hat die neue Regierungskoalition 
in Österreich unter der Führung des sozialdemokratischen Bundeskanzlers 
Gusenbauer beschlossen, die vom dortigen Verfassungsgerichtshof (VfGH) als 
verfassungswidrig eingestufte Erbschaftsteuer ab August 2008 nicht mehr zu 
erheben. Darauf hat das hiesige Bundesministerium der Finanzen (BMF) mit 
einer Aufkündigung des aktuellen Doppelbesteuerungsabkommens mit Österreich 
reagiert. Auch andere europäische Nachbarländer haben die Erbschaftsteuer 
inzwischen abgeschafft oder planen Regelungen, die einer Abschaffung gleich-
kommen. So werden zum Beispiel in Frankreich in Zukunft 95 Prozent aller 
anfallenden Erbschaften steuerfrei bleiben.

In Deutschland haben im Verlauf des Jahres 2007 einige CDU-Politiker eben-
falls für die komplette Abschaffung der Erbschaftsteuer votiert, jedoch inzwischen 
vor allem auf Druck des Koalitionspartners von diesem Plan wieder Abstand 
genommen. Zwar hatte sich die Bundesregierung vor Regierungsantritt bereits 
in ihrem Koalitionsvertrag verpflichtet, noch in dieser Legislaturperiode ein 
Gesetz zu verabschieden, das die Unternehmensnachfolge und damit den Gene-
rationenwechsel in den Unternehmen nicht zuletzt aus arbeitsmarktpolitischen 
Überlegungen in Zukunft erleichtern sollte. Die verfassungskonforme Umsetzung 
dieser Reform erwies sich jedoch im weiteren Verlauf der Legislaturperiode als 
ein schwieriges Unterfangen. In dem am 11. November 2005 verabschiedeten 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung ist zu diesem Vorhaben wörtlich ange-


